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MAßNAHMEN ZUR LÖSUNG DER NITRA TPROBLEMA TIK IM GRUNDWASSER 

von 

Tilman BECKER * 

Einleitung 

Die Vorschläge zur Verringerung des Stickstoffeinsatzes in der Landwirtschaft reichen von 
einer Stickstoffabgabe auf mineralischen Dünger (RSU, 1985; H. BECKER, 1991), 
gekoppelt mit verschiedenen Formen der Einbeziehung des Stickstoffs des organischen 
Düngers in diese Abgabe (H.-F. FINCK, 1986), z.B. im Rahmen einer Steuerrückvergütung 
(WEINSCHENCK, 1989), über Mengenbeschränkungen durch handelbare Zertifikate 
(TA YWR, 1975), die Einführung von Betriebsquoten (GOLTER, 1992; MARSH, 1992), 
eine Ausdehnung von Bewirtschaftungsauflagen, formuliert als mögliches Szenario von 
HENRICHSMEYER und Mitarbeitern (HENRICHSMEYER und WEINGARTEN, 1992), 
bis zu einer Aufklärung der Landwirte und einer zunehmenden Berücksichtigung der Nitrat­
problematik in der Beratung, diskutiert von REINCKE (1992). In letzter Zeit werden 
vermehrt Maßnahmenbündel diskutiert. So schlagen SCHEELE, ISERMEYER und 
SCHMITr (1992) in hoch konzentrierten Veredlungsregionen eine Begrenzung der 
Dungeinheiten je Flächeneinheit vor. Falls diese Auflagenpolitik nicht ausreichen sollte, 
wird zusätzlich eine Erhöhung des Mineralstickstoffpreises vorgeschlagen. Letztere kann 
entsprechend den Autoren durch die Erhebung einer Abgabe oder die Versteigerung von 
Lizenzen für die Herstellung und den Vertrieb von Mineralstickstoff geschehen. Beide 
Maßnahmen werden als äquivalent betrachtet. Für besonders sensible Standorte wird eine 
kleinräumige Abgrenzung von Regelungsräumen mit der Möglichkeit der Verlagerung des 
Emissionsgeschehens im Rahmen einer Offset-Politik vorgeschlagen (SCHEELE, 
ISERMEYER und SCHMITr, 1992). 

Eine entscheidende Bedeutung Im den Wasserschutz im Rahmen der Wasserschutz­
gesetzgebung spielt die Ausweisung von Wasserschutzgebieten mit Bewirtschaftungs­
auflagen für die Landwirtschaft (STUDT, GERTH und TRAUTZ, 1992). Nach der gegen­
wärtigen Rechtslage steht den Landwirten ein Einkommensausgleich zu, soweit die 
"ordnungsgemäße Landwirtschaft" eingeschränkt wird (KÖHNE, 1989). Einzelne Bundes­
länder wie Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen haben Gülleverordnungen mit einer 
Begrenzung der jährlichen Gülleausbringungsmen~e - in Nordrhein-Westfalen auf 3 und in 
Niedersachsen auf 2,5 Dungeinheiten je Hektar - eingeführt. Darüber hinaus gilt ein 
generelles Ausbringungsverbot für die Wintermonate. 

Während in der agrarökonomischen Diskussion von unterschiedlichen Autoren alle vier 
möglichen Kategorien umweltpolitischer Instrumente - Preissteuerung, Mengensteuerung, 
Auflagenpolitik und differenzierte Anreizmechanismen - diskutiert werden, beschränken sich 
die politischen Lösungsansätze weitgehend auf die Instrumente der Auflagenpolitik. 

• Prof. Cr. T. Beckerl InstHut für AgrarOkonomie der Georg--August-UniversHät Göttingen, Platz der Göttinger 
Sieben 5, 37037 Götlingen 

Ab 01.01.1994 sollen in Niedersachsen zwei Dungeinheiten je Hektar gelten. 
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In dem vorliegenden Beitrag sollen die umweltpolitischen Instrumente auf ihre Eignung für 
die globale Verringerung des Stickstoff einsatzes diskutiert werden. Dabei konzentriert sich 
die Betrachtung auf die Trinkwasserproblematik.2 In der ökonomischen Beurteilung der 
umweltpolitischen Instrumente wird unterschieden zwischen einer Preissteuerung in der 
Form einer Steuer oder einer Abgabe, einer Mengensteuerung durch handelbare Lizenzen, 
einer Auflagenpolitik in der Form von einzelbetrieblichen Auflagen, z.B. einer Begrenzung 
der Großvieh- bzw. Dungeinheiten pro Hektar, und als vierte Kategorie Formen von 
Anreizsystemen. 

1 ProblemdarsteJlung 

Eine erste Eingrenzung möglicher Maßnahmen zur Lösung des Nitratproblemes ergibt sich 
durch die naturstoffliche Dimension des Problems. Hier trägt eine Unterscheidung zwischen 
Emission, Immission und Diffusion zur Klärung bei. 

Unter Emission soll der Eintrag in den Boden in Form von mineralischem oder organischem 
Stickstoff verstanden werden. Mineralischer Stickstoff wird in der Landwirtschaft gezielt 
zu Ertragssteigerungen eingesetzt. Die Bedeutung von organischem Stickstoff in der Form 
von Wirtschaftsdünger (Festmist, Gülle, Schwemmist, Jauche) ergibt sich einerseits durch 
gezielte Verwendung als Dünger, andererseits aber auch durch den zwangsläufigen Anfall 
in der tierischen Produktion. Hier steht oft die kostengünstigste Abfallbeseitigung oder 
"Gülleverkiappung" im Vordergrund des Interesses. Die Immission in das Grundwasser 
findet in der Form von Nitrat statt. Zwischen der Emission und der Immission liegen eine 
Reihe von chemischen, physikalischen und organischen Prozessen, die stark boden- und 
klimaabhängig sind. Diese Umwandlungs- und Auswaschungsprozesse sollen unter dem 
Begriff der Diffusion zusammengefaßt werden. 

Die Diffusionsprozesse sind stark abhängig von den naturräumlichen Gegebenheiten. In 
bestimmten Regionen, z.B. auf Marschboden, kann erheblich mehr organischer Stickstoff 
ohne nennenswerte Nitratauswaschungen ausgebracht werden als in anderen Regionen, z.B. 
auf der Geest. Der Grenzschaden bei ein und derselben Gülleausbringungsmenge ist somit 
regional unterschiedlich. Dies bedeutet jedoch nicht, daß es sich bei der Nitratauswaschung 
nur um ein regionales Problem handelt. Der durchschnittliche N-Bilanzüberschuß liegt in 
vielen Ländern Europas weit über dem Aufnahmevermögen der natürlichen Medien Boden, 
Luft und Wasser (ISERMANN, 1992). Eine Stickstoffanreicherung ist die Konsequenz. 
Maßnahmen zur globalen Reduzierung des Stickstoff einsatzes in der BRD bzw. EG sind für 
eine nachhaltige Landwirtschaft unbedingt notwendig. 

Im Vergleich zum organischen Stickstoff hat der mineralische Stickstoff einen relativ hohen 
Ausnutzungsgrad (FINK, 1979). Hinzu kommt, daß mineralischer Stickstoff zugekauft 
werden muß und nur gezielt zur Ertragssteigerung eingesetzt wird, während organischer 
Stickstoff als Nebenprodukt der Viehhaltung anfällt. Es reicht daher nicht aus, nur bei dem 
mineralischen Stickstoffeinsatz anzusetzen. Im Gegenteil, der organische Stickstoffeinsatz 
stellt das Hauptproblern dar. 

2 Eine Beemttächtigung der Umwelt durch den Einsatz von mineralischem und organischem 
StickstoffdUnger findet durch die Auswaschung von Nilmt ins Grundwasser, aber auch durch die 
Verstärkung des Treibhauseffektes, Zerstörung der Ozonschicht durch Lachgas sowie durch die 
Eutrophierung und Versauenmg von terrestischen und aquatischen Ökosystemen statt (ISERMANN, 
1992). 
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2 Beurteilung umweltpolitischer Maßnahmen zur Verringerung des Stickstoffein­
satzes 

Als umweltpolitische Instrumente zur globalen Verminderung des Stickstoffeinsatzes bieten 
sich eine Preissteuerung, eine Mengensteuerung, Auflagen oder Anreizsysteme an. 

Die Preissteuerung griindet sich theoretisch auf die Arbeiten von PIGOU.3 PIGOU geht 
davon aus, daß externe Effekte durch eine Steuer internalisiert werden können, wenn die 
Höhe der Steuer dem externen Effekt im Marktgleichgewicht entspricht Die optimale Höhe 
und die Auswirkungen einer PlGOU-Steuer sind in Schaubild I dargestellt. Auf der X­
Achse ist das Ausmaß der Immissionsverringerung abgetragen. Die GKL-Kurve stellt 
generell die sozialen Grenzkosten (GK) und die GKW-Kurve den sozialen Grenznutzen 
(ON) der Immissionsverringerung dar. 

Bei einer Beschränkung der Betrachtungsweise auf das Nitratproblem im Grundwasser 
ergeben sich die sozialen Grenzkosten aus den (zu Schattenpreisen berechneten) 
Gewinnverlusten in der Landwirtschaft auf grund von' Anpassungsmaßnahmen, die die 
Emission von Stickstoff reduzieren und zu der angegebenen Immissionsverringerung unter 
Berücksichtigung der Diffusionsprozesse fUhren. Empirisch könnte die soziale Grenzkosten­
kurve folgendermaßen bestimmt werden. Für ein bestimmtes Ausmaß der Immissionsver­
ringerung wird in einem Diffusionsmodell das dazugehörige Ausmaß der Emissionsver­
meidung bestimmt. Dieses Ausmaß der Emissionsvermeidung geht als Restriktion in ein 
landwirtschaftliches Gewinnmaximierungsmodell ein. 

Schaubild 1: PIGOU-Steuer zur Internalisierung externer Effekte 

GK,GN,t 

GKL 

GKW 
""-______ ---:::':-.:--____ ""-__ Immissions-

verringerung 

Die Grenzkosten des Landwirts (GKL) steigen mit zunehmender Immissionsverringerung, 
da zuerst die relativ kostengünstigen Maßnahmen der Emissionsvermeidung zum Tragen 
kommen. Dieser Anstieg der GKL-Kurve wird verstärkt durch die Diffusionsprozesse. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß aufgrund der begrenzten Speicher- und Pufferkapazi-

3 Eine knappe formale Darstellung der optimalen PIGOU-Steuer ist bei PEARCE und TURNER 
(1990, S. 85 ff.) zu ftnden. 
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tät des Bodens die Immissionen überproportional mit den Emissionen steigen. Dies bedeutet, . 
daß die notwendige zusätzliche Emissionsvermeidung bei einer marginalen Verringerung der 
Immissionen mit dem Ausmaß der Immissionsverringerung steigt Auch dieser Effekt führt 
zu steigenden Grenzkosten der Immissionsverringerung. 

Für den Verlauf der Grenznutzenkurve der Immissionsverringerung wird in der graphischen 
Darstellung unterstellt, daß diese mit abnehmendem Immissionsniveau sinkt Die 
Grenznutzenkurve kann bei einer Beschränkung der Betrachtungsweise auf das Nitrat­
problem in Trinkwasser als die Kostenkurve der Immissionsbeseitigung durch die 
Wasserwerke (GKW) betrachtet werden. Diese sind identisch mit den eingesparten 
marginalen Wasserreinigungskosten zur Erreichung des angestrebten Richtwertes flir Nitrat 
im Trinkwasser. Wenn die GKW-Kurve als identisch mit der sozialen Grenznutzenkurve 
angesehen wird, entspricht der Grenznutzen der Immissionsverringerung nicht nur den 
eingesparten marginalen Wasserreinigungskosten, sondern auch dem Grenznutzen bei einer 
marginalen Verringerung der externen Effekte des Stickstoffeinsatzes, z.B. durch 
Reduzierung der Eutrophierung von terrestrischen und aquatischen Biotopen. Der 
Grenznutzen der Immissionsverringerung, der dem Grenzschaden der Immission entspricht, 
nimmt mit sinkendem (steigendem) Immissionsniveau ab (zu). 

Bis zu EV* liegen die Grenzkosten der Immissionsverringerung durch die Landwirtschaft 
unter den Grenznutzen der Immissionsverringerung. Es ist aus wohlfahrtsökonomischen 
Überlegungen optimal, wenn in der Landwirtschaft die Immissionen bis zu EV* verringert 
würden. Wenn eine höhere Reduzierung der Immissionen als durch EV* gekennzeichnet 
angestrebt wird, so liegt der Grenznutzen unter den Grenzkosten der Immissionsver­
ringerung, und es entstehen· Wohlfahrtsverluste. 

Eine Immissionssteuer oder -abgabe in Höhe von t* wäre die optimale Steuer- bzw. 
Abgabenhöhe, um die Immissionen bis zu EV* zu verringern. Die Höhe der PIGOU-Steuer 
entspricht damit den negativen externen Effekten im Gleichgewicht. Das Gleichgewicht ist 
dadurch defIniert, daß die Grenzkosten der Immissionsverringerung dem Grenznutzen 
entsprechen. 

Bei einer Mengensteuerung gilt gleichermaßen, daß eine Quotierung des Stickstoffeinsatzes, 
der zu EV* führt, optimal ist Bei handelbaren Lizenzen für Emissionen würde sich auf 
einem vollkommenen Markt für Lizenzen ein Preis bilden, der genau der Höhe von t* 
entspricht 

Eine Preis- und eine Mengensteuerung wirken in gleicher Weise, wenn bei der Preis­
steuerung die Höhe der Steuer dem Preis entspricht, der sich für die handelbaren Lizenzen 
auf dem Markt bilden würde.4 

Die bisherige theoretische Betrachtungsweise läßt einige wesentlichen Punkte außer 
Betracht. Die Immissionsverringerung kann nicht direkt überprüft werden. Eine Immissions­
verringerung kann nur durch eine Verringerung des mineralischen und organischen 
Stickstoffeinsatzes erreicht werden. Regulierende Maßnahmen können daher nur an dem 
mineralischen und organischen Stickstoff einsatz ansetzen. Damit können theoretische 
Überlegungen nur dann Sinn machen, wenn sie den Besonderheiten des mineralischen 
Stickstoffeinsatzes als Inputfaktor auf der einen Seite und dem organischen Stickstoffeinsatz 

4 Vgl. hierzu z.B. BAUMOL und OATES (1990, S. 58 f.). 
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als Nebenprodukt der Viehhaltung auf der anderen Seite gerecht werden. Außerdem ist für 
das Ausmaß der Immissionen nicht so der Stickstoffeinsatz insgesamt, sondern der 
Stickstoffeinsatz pro Fläche entscheidend.5 

3 Maßnahmen zur Verringerung des mineralischen Stickstoff einsatzes 

Da es sich bei mineralischem Stickstoff um ein handelbares Gut handelt, ist eine 
Überwachung des einzelbetrieblichen mineralischen Stickstoffdüngereinsatzes kaum möglich 
bzw. mit prohibitiv wirkenden Kosten verbunden. Es bietet sich damit nur die Erhebung 
einer Stickstoffsteuer am Flaschenhals - bei dem Handel oder den Herstellern - an. 

Bei einer Mengenbeschränkung des mineralischen Stickstoffeinsatzes dll1'Ch handelbare 
Lizenzen gilt ebenfalls, daß handelbare Lizenzen nur auf der relativ konzentrierten Handels­
bzw. Herstellerebene sinnvoll wären. Handelbare Produktionslizenzen würden einer 
Produktionssteuer bzw. -abgabe entsprechen, wenn der Preisanstieg des mineralischen 
Stickstoffs bei beiden Maßnahmen gleich hoch ausfallen würde. Beide Maßnahmen hätten 
damit dieselben Allokationseffekte auf der Nachfrageseite. Beide Maßnahmen könnten 
jedoch nur dann auch langfristig theoretisch äquivalent sein, wenn die Erstausgabe der 
handelbaren Lizenzen dll1'Ch eine Versteigerung erfolgt. Nur so ist es denkbar, daß sich 
beide Maßnahmen in ihren Einkommenseffekten auf der Angebotsseite gleichen. Eine freie 
Erstvergabe der Lizenzen, z.B. aufgrund historischer Produktionsmengen, führt dazu, daß 
die Quotenrente bei der Industrie bleibt, während bei einer Versteigerung der Lizenzen diese 
Quotenrente zumindest zeitweise vom Staat abgeschöpft werden kann. Der negative 
Einkommenseffekt einer Stickstoffsteuer wird eher einen Strukturwandel in der Stickstoff­
industrie verstärken, während eine freie Erstverteilung von handelbaren Lizenzen 
strukturkonservierend wirlcen dürfte. 

Eine Erweiterung des Vergleichs von Steuern und handelbaren Produktionslizenzen um den 
zeitlichen Aspekt setzt voraus, daß der Preis für handelbare Lizenzen bei der Erstver­
steigerung dem abdiskontierten zukünftigen Erwartungswert der Steuereinnahmen entspricht. 
Dies erscheint zumindest fragwürdig. Es spricht einiges dafür, daß das Risikoverhalten der 
Industrie, die Marktstruktur sowie Liquiditätsprobleme dazu führen, daß der Preis flir 
handelbare Lizenzen bei der Erstversteigerung geringer ausfallen wird. Hier sei daran 
erinnert, daß gerade in der Preisbildung auf Auktionen der strategische Aspekt eine 
entscheidende Rolle spielt. 6 

Die Festiegung einer optimalen Steuer auf mineralischen Stickstoff setzt voraus, daß 
zumindest die Angebots- und Nachfrageelastizitäten flir Stickstoffdünger, der Zusammen­
hang zwischen Stickstoffeinsatz und -auswaschung und der Grenznutzen der Immissionsver­
ringerung bekannt sind. Bei der Bestimmung des optimalen Umfangs an handelbaren 
Lizenzen kann auf die Kenntnis der Angebots- und Nachfrageelastizitäten für Stickstoff­
dünger verzichtet werden. Handelbare Lizenzen dürften daher zielgenauer ausfallen. 

Ein weiterer Einwand gegen die bisher erfolgte theoretische Behandlung des Problems 
besteht darin, daß davon ausgegangen wurde, daß die soziale Grenzkosten- und Grenznut-

5 Hier soll nicht weiter auf die Bedeutung der Fruchtfolgen, des Düngezeitpunktes und anderer 
Faktoren für das Ausmaß der Immissionen eingegangen werden. 

6 Vgl. hierzu McAFEE und McMILLAN (1987)., 
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zenkurve identisch und bekannt sind. Gerade auf grund der witterungsabhängigen und 
regional unterschiedlichen Diffusionsprozesse dürfte dies jedoch kaum der Fall sein. Im 
Folgenden soll zuerst diskutiert werden, welche Konsequenzen sich aus einer Unsicherheit 
über den Verlauf der Kurven für die theoretischen Überlegungen ergeben. 

Eine Unsicherheit über den Verlauf der sozialen Grenzkosten- und Grenznutzenkurve kann 
auf verschiedene Weisen formuliert werden? Hier soll in Anlehnung an WEITZMAN 
davon ausgegangen werden, daß eine additive stochastische Einflußgröße mit dem 
Erwartungswert 0 als Argument in die Grenzkostenfunktion eingeht. Die sozialen 
Grenzkosten können in Abhängigkeit von z.B. der Witterung schwanken. In der graphischen 
Darstellung werden drei Situationen unterschieden, die jeweils durch eine Grenzkostenkurve 
dargestellt sind. Die sozialen Grenzkosten können entweder entsprechend der GKLo-' GKL1-

oder GKL2-Kurve verlaufen. 

Aus Schaubild 2 ist ersichtlich, daß bei einer additiven stochastischen Komponente die 
Wohlfahrtsverluste bei einer Festlegung der Steuer t - äquivalent zu dem Umfang an 
handelbaren Lizenzen in der Höhe von Xo - x, wobei Xo der vor der Maßnahme bestehende 
Umfang des mineralischen Stickstoffeinsatzes ist - geringer sind als bei der Mengenbe­
schränkung auf -x. Bei einer Festlegung der Steuer entsprechend dem Erwartungswert der 
sozialen Grenzkosten GKLo entstehen Wohlfahrtsverluste bei Verschiebungen dieser Kurven 
in Höhe der schraffierten Dreiecke. Im Falle einer Festlegung der Immissionsmengen in 
Höhe von -x entstehen Wohlfahrtsverluste in Höhe der gepunkteten Dreiecke. 

Ob die Wohlfahrtsverluste bei einer Preissteuerung - wie in Schaubild 2 dargestellt - oder 
bei einer Mengensteuerung geringer sind, hängt von der relativen Steigung der Grenznutzen­
und Grenzkostenkurven ab. Wenn die Grenzkostenkurve steiler als die Grenznutzenkurve 
verläuft, so sind die Wohlfahrtsverluste bei einer Preissteuerung geringer. Wenn beide 
Kurven die (absolut) gleiche Steigung haben, so haben beide Instrumente gleiche 
Wohlfahrtsverluste. Wenn die Steigung der sozialen Grenzkostenkurve geringer als die 
Steigung der sozialen Grenznutzenkurve ist, so sind die Wohlfahrtsverluste bei einer 
Mengensteuerung geringer. Es spricht einiges dafür, daß die GKL-Kurve steiler als die 
GKW-Kurve ausfallt Die Grenzkosten der Wasserreinigung dürften weitgehend konstant 
sein, während die Grenzkosten der Emissionsvermeidung erheblich ansteigen dürften. 

Eine weitere Überlegenheit der Preissteuerung durch Abgaben gegenüber der Mengen­
steuerung durch handelbare Lizenzen ergibt sich dadurch, daß eine Differenzierung der 
Abgaben in Abhängigkeit von dem Emissionsniveau relativ leicht vorgenommen werden 
kann. Dies wäre bei frei handelbaren Lizenzen kaum möglich bzw. mit erheblichem 
Aufwand verbunden. 

7 PEARCE und TURNER (1990, S. 104 ff.) gehen in der graphiSchen Darstellung von einer 
Unsicherheit über die Lage (d.h. die Konstante) der linear angenommenen sozialen Grenznutzenkur­
ve aus. Die Steigung der Grenznutzenkurve und die Lage und Steigung der linearen Grenzkosten­
kurve werden als bekannt betrachtet. BAUMOL und OATES (1990, S. 60 ff.) definieren in der 
graphischen Behandlung des Problems die Unsicherheit sowohl in bezug auf die Lage als auch die 
Steigung der jeweiligen linearen Kurven. WEITZMAN (1974) geht in der algebraischen 
Behandlung des Problems ebenfalls von linearen Funktionen bzw. einer linearen Approximation 
aus. Unsicherheit besteht darin, daß die Konstante als stochastisch angenommen wird. MALCOM­
SON (1978) generalisiert das algebraische Modell von WEITZMAN, indem unterstellt wird, daß 
Unsicherheit nicht nur über die Lage, sondern auch über die Steigung der linearen Kurven besteht. 
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Schaubild 2: 

GK,GN,t 
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Auflagen können für eine globale Reduzierung des mineralischen Stickstoff einsatzes als 
relativ ineffizient betrachtet werden. Die Implementierungs- und Kontrollkosten dürften sich 
als prohibitiv erweisen. Daher braucht hier gar nicht weiter auf die negativen Allokations­
effekte von Auflagen gegenüber anderen Instrumenten mit flexibleren Anpassungs­
möglichkeiten wie handelbare Lizenzen oder Steuern eingegangen zu werden.8 

Anreizsysteme sind sicherlich sinnvoll einzusetzen. So sollten Anreize geschaffen werden, 
mineralischen Dünger effizienter (auch unter einzelbetrieblichen Aspekten) einzusetzen und 
auf Fonnen mineralischen Düngers zurückzugreifen, die sich durch geringe Grundwasser-
belastung auszeichnen. ' 

4 Maßnahmen zur Verringerung des organischen Stickstoff einsatzes 

Im Folgenden sollen die umweltpolitischen Instrumente im Hinblick auf ihre Eignung zur 
Reduzierung des organischen Stickstoffeinsatzes diskutiert werden. 

Der organische Stickstoffeinsatz wird bestimmt durch den Umfang der Viehhaltung auf den 
einzelnen Betrieben. Für die Immission ist nicht der absolute Viehbestand von Bedeutung, 
sondern der Viehbestand je Hektar Nutzfläche. Eine einzelbetriebliche Steuer oder Abgabe 
auf den Stickstoffeinsatz pro Hektar (Gesamtstickstoffeinsatz geteilt durch Flächenaus­
stattung) ist bei mineralischem Dünger nicht durchsetzbar. Durch Schwarzhandel bieten sich 
hier sofort Umgehungsmöglichkeiten. Dies gilt nicht in gleichem Maße für den organischen 

8 Theoretisch kann eine Auflage als äquivalent mit einer nicht handelbaren Lizenz betrachtet werden, 
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Stickstoff einsatz. Der Viehbestand eines Betriebes und damit auch der Viehbesatz je Hektar 
Nutzfläche ist administrativ relativ leicht zu erfassen. Während es sich bei mineralischem 
StickstOff um einen frei handelbaren Inputfaktor handelt und damit Umgehungsmöglichkei­
ten für eine differenzierte Abgabe entsprechend dem Einsatz pro Flächeneinheit leicht 
möglich sind, gilt dies nur in erheblich geringerem Maße bei dem Viehbesatz. 

Im Fall des organischen Stickstoffs wird noch deutlicher als bei mineralischem Stickstoff, 
daß eine Steuer bzw. Abgabelösung einer Mengensteuerung durch handelbare Lizenzen 
überlegen ist Es ist relativ leicht möglich, die Steuer bzw. Abgabe eines Betriebes in 
Abhängigkeit von dem Tierbestand je Hektar zu staffeln. Hier würde sich anbieten, daß die 
Höhe der Abgabe pro Tier gestaffelt wird entsprechend dem Viehbesatzje Hektar, gemessen 
in Dungeinheiten je Hektar. . 

Damit ist eine Durchsetzung von gestaffelten Abgaben zur Reduzierung der organischen 
Stickstoff düngung vergleichsweise leicht möglich. Dies gilt jedoch nicht in gleichem Maße 
für eine Mengensteuerung mit handelbaren Lizenzen. Bei handelbaren Lizenzen bildet sich 
ein einheitlicher Preis für diese Lizenzen. Eine Staffelung ist hier nicht möglich. Damit kann 
bei organischem Stickstoff eine Mengensteuerung durch handelbare Lizenzen nicht sinnvoll 
sein. 

Die Diskussion von Auflagen kann sich auf zwei Aspekte konzentrieren. Auf der einen Seite 
sind Auflagen relativ zielgenau, weil regional bzw. einzelbetrieblich leicht differenzierbar. 
Auf der anderen Seite kann eine Auflage zu erheblich größeren Allokationsverlusten als 
beide bisher behandelten Instrumente auf grund einer fehlenden Berücksichtigung 
einzelbetrieblich unterschiedlicher Grenzkostenfunktionen führen. 

Der Einsatz von Auflagen ist der Weg, der anscheinend im politischen Raum präferiert 
wird, wie die Wasserschutzgebietsausweisringen, die Gülleverordnungen und die geplartte 
Düngemittelanwendungsverordnung zeigen. Dieser Weg kann für besonders gefährdete 
Regionen sinnvoll sein. Aber auch hier sollte eine möglichst große Flexibilität ~festrebt 
werden, z.B. durch eine Offset-Politik oder andere Fonnen der Flexibilisierungen. 

Die gesetzlichen Verpflichtungen entsprechend den landesweit gültigen Gülleverordnungen 
können als Auflagen betrachtet werden. Hier besteht jedoch das Problem, daß eine 
Berücksichtigung der einzelbetrieblich unterschiedlichen Grenzkosten der Emissionsver­
meidung nicht stattfindet Eine Flexibilisierung der starren Auflagen über den Viehbestand 
je Hektar (von 3 bzw. 2,5 Dungeinheiten je Hektar) wäre hier sinnvoll. Diese Flexibilisie­
rung ist bei Auflagen nicht möglich, jedoch bei einer Preissteuerung durch gestaffelte 
Abgaben entsprechend der Viehbesatzdichte. Zwei Möglichkeiten bieten sich an: 
entsprechend der Besatzdichte gestaffelte Abgaben, die mit dem Viehbesatz pro Hektar 
steigen, oder gestaffelte Subventionen oder Prämien, die mit dem Viehbesatz pro Hektar 
sinken. 

Freiwillige Verpflichtungen mit Kompensationen können als ein differenzierter Anreizme­
chanismus bezeichnet werden. Ein Anreizmechanismus zeichnet sich dadurch aus, daß eine 
Zielfunktion, z.B. die Zielfunktion eines wohlwollenden Planers, maximiert wird unter den 
Nebenbedingungen, daß die Teilnahme an dem Mechanismus freiwillig erfolgt (participation 

9 Vgl. hierzu PEARCE und TURNER (1990, S. 116 f.) oder ausführlicher BAUMOL und OATES 
(1990, S. 117 ff.). 
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constraint) und der Mechanismus die nötigen Anreize für die Teilnahme mit sich bringt, sich 
entsprechend der Ziele des wohlwollenden Planers zu verhalten (incentive-compatible 
constraint). Bei Kenntnis der Zielfunktion des Teilnehmers und der Zielfunktion des 
wohlwollenden Planers läßt sich in einer mathematischen Formulierung als Maximierungs­
problem unter Nebenbedingungen der optimale Mechanismus im Sinne eines wohlwollenden 
Planers bestimmen (vgl. hierzu z.B. KREPS, 1990). 

Hier wäre auf die differenzierte Rückerstattung einer mineralischen Stickstoffsteuer 
entsprechend der Groß- bzw. Dungeinheiten, die von WEINSCHENCK (1989) vor­
geschlagen wird, einzugehen. Diese Lösung ist nur auf den ersten Blick theoretisch identisch 
mit einer globalen Stickstoffsteuer, gekoppelt mit einem Anreizsystem zur Verminderung 
des Tierbestandes pro Hektar. Die Rückerstattung soll in demselben Rahmen wie bei der 
Dieselkraftstoffverbilligung stattfinden. 1O Im Falle einer Steuerrückerstattung wird die 
Höhe der Prämienzahlungen durch das Steueraufkommen beschränkt und kann dieses nicht 
überschreiten. Wie jedoch die Problemdarstellung gezeigt hat, ist die Gülleausbringung mit 
höheren externen Effekten als die mineralische Stickstoffdüngung verbunden. Eine 
Steuerrückerstattung würde unnötige Restriktionen auf die Attraktivität des Anreizmechanis­
mus legen. 

Einen Ansatzpunkt fUr ein Anreizsystem zur Reduzierung des Tierbestandes mit geringeren 
administrativen Kosten bieten die bestehenden agrarpolitischen Programme. Die bisherigen 
agrarpolitischen Programme zeichnen sich durch eine weitgehende Nichtbeachtung der 
umweltökonomischen Konsequenzen aus. Auf der anderen Seite bieten die agrarpolitischen 
Programme einen relativ kostengünstigen Ansatz zur Ausgestaltung von umweltökonomi­
schen Anreizmechanismen. Eine meritorische Umgestaltung der agrarpolitischen Programme 
würde auf EG-Ebene kaum zusätzliche administrative Kosten mit sich bringen. 

Ein wichtiges Kriterium für eine Umgestaltung dieser bestehenden Programme ergibt sich 
dadurch, daß der Grenzschaden einer Emission mit steigendem Umfang der Emission 
zunimmt (die Grenznutzenkurve der Emissionsvermeidung fällt). Dies bedeutet, daß der 
Grenzschaden bei 5 Dungeinheiten pro Hektar größer ist als bei 2,5 Dungeinheiten pro 
Hektar. Es kann nicht sinnvoll sein, die Prämienzahlung nur von einer starren Dungeinhei­
tengrenze abhängig zu machen, wie bei den Extensivierungs- und Sonderprämien in der 
Rindviehhaltung. Da der Grenzschaden in Abhängigkeit vom Tierbestand je Hektar nicht 
konstant ist, sollten die Prämien umgekehrt gestaffelt sein wie der Grenzschaden: Je höher 
der Grenzschaden, desto geringer die Prämie. 

Eine meritorische Umgestaltung der agrarpolitischen Programme hat den Voneil gegenüber 
anderen Mechanismen, daß dieser Mechanismusfreiwillig und anreizkompatibel ausgestaltet 
werden kann. Dies bedeutet, daß es den Landwirten freigestellt wird, an dem jeweiligen 
Programm teilzunehmen, und daß bei einer Teilnahme das erwünschte Verhalten induziert 
werden kann. Hierdurch werden die Allokationsverluste aufgrund einer nicht einzel­
betrieblich optimalen Ausgestaltung des Mechanismus verringert. Wenn für einen Landwirt 
die Prämienzahlung keinen ausreichenden Anreiz zur Teilnahme beitet, seine Vermeidungs­
kosten über den Prämienzahlungen liegen, so nimmt er nicht teil. Weiterhin kann ein 
Landwirt selbst entscheiden, ob der Deckungsbeitrag einer zusätzlichen Dungeinheit je 
Hektar den Verlust an Prämie aufgrund eines größeren Viehbesatzes überkompensiert oder 

10 Diese Rückerstattung wird nur in der Bundesrepublik Deutschland, jedoch nicht in anderen 
Ländern der EG vorgenommen. 
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nicht. Der optimale Umfang der Tierhaltung wird damit vom Landwirt bestimmt und nicht 
von Auflagen. 

5 Schlußfolgerungen 

Ziel dieses Beitrags war die Diskussion der umweltpolitischen Instrumente im Hinblick auf 
ihre Eignung zur globalen Verringerung der Nitratemissionen. Es spricht einiges darm, daß 
bei mineralischem Stickstoffdünger eine Steuer einer Mengenquotierung mit handelbaren 
Lizenzen vorzuziehen ist. Die Kontrolle bzw. Steuererhebung sollte bei den Düngemittel­
werken stattfinden. 

Aufgrund der naturstofflichen Beschaffenheit des Nitratproblems ist eine Verringerung der 
organischen Düngerausbringung von vorrangiger Bedeutung. Da als Ansatzpunkt für die 
Verringerung der organischen Düngerausbringung nur der Tierbestand je Hektar möglich 
ist, sollte hier das umweltpolitische Instrument ansetzen. Eine Flexibilisierung der 
Dungeinheiten in den Gülleverordnungen sollte ermöglicht werden. Es wird eine 
meritorische Umgestaltung bestehender agrarpolitischer Programme vorgeschlagen. Diese 
Umgestaltung sollte so aussehen, daß Prämienzahlungen oder Preisausgleichszahlungen, falls 
diese in Zukunft bei der Fortführung der Reform der EG-Agrarpolitik Eingang auch in die 
Marktordnungen für tierische Produkte finden sollten, entsprechend der Viehbestandsdichte 
pro Hektar gestaffelt werden. Bestehende Extensivierungs- und Sonderprämien in der 
Rindviehhaltung sollten nicht allein vom Einhalten einer festgelegten Viehbesatzdichte 
abhängen. Hier wäre eine Staffelung vorzuziehen und könnte jetzt schon eingeführt werden. 
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